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I.   Wozu Familienpolitik?

Warum gibt es in einer freiheitlichen Gesellschaft überhaupt eine besondere ‚Familienpolitik’? Warum dieser politische Wettbewerb um die ‚Förderung’ der Familie – sie, die als wichtigste Institution für die physische und soziale Identität einer Kultur oder einer wie immer definierten Nation gilt und auf politische Patronage nicht angewiesen sein sollte: ist doch vielmehr der Staat nur das Instrument zum Überleben der Familien und wird schließlich von ihnen finanziert? Gut dokumentiert ist die Tatsache, dass die Familie in ihren vielfältigen Formen (Max Weber 1964, pp. 275 – 279 <Hausgemeinschaft>) zu den wichtigsten ‚Universalien’ gehört, vor oder jenseits des relativ jungen Staates (Burgoière u. a. 2005; Eibel-Eibesfeldt 1999; Durant 1981, pp. 43 f.). Donald Symons hat die Funktion von Ehe und Familie aus evolutionstheoretischer Sicht einmal zutreffend so beschrieben: „Die Frau erhält Verlässlichkeit, das Kind erhält Schutz, und der Mann wird gebändigt. Daraus folgen wichtige kulturelle Werte: Erotik und Bildung, Loyalität und Liebe, Sprache und Transzendenz. Die Ehe ist die fundamentale menschliche Institution.“ (nach Schuller, 2004)

Diese Urgemeinschaft geht jeder künstlich konstruierten Ordnung, namentlich dem Staat, voraus und ihr Recht ist daher älter als das jeder anderen Institution, wie ihr von der empirischen Forschung bestätigt, vom liberalen Naturrecht darüber hinaus postuliert und von der katholisch-christlichen Soziallehre noch einmal normativ überhöht wird (Kompendium 2006, pp. 167 - 198). Dennoch – und trotz (oder wegen?) aller sogenannten Förderung – büßt sie namentlich in den westlichen Wohlfahrtsstaaten ständig an Funktionen, Bedeutung und Prestige ein, wie in jedem sozialpolitischen Handbuch zu verfolgen ist (Lampert 2001; Molitor 1987; Wingen 1997).

Suchen wir nach den ursächlichen Faktoren für diesen Vorgang, so ist dies gewiß einerseits der Kulturfortschritt im Rahmen der sozialen Differenzierung und Arbeitsteilung. Die arbeitsteilige Markt- und Tauschwirtschaft hat viele der Funktionen übernommen, die ursprünglich Sache der ‚familia’ und allgemein der Hauswirtschaft waren und tut dies weiterhin. Wer wird diese Entwicklung zurückdrehen wollen? Sie hat die Familien nicht nur geschwächt, sondern ihr neue Lebensmöglichkeiten erschlossen, das Leben für ihre Glieder leichter und erfreulicher gemacht und deren Selbständigkeit und ‚Individualisierung’ gefördert. Wer will (vielleicht mit Ausnahme einiger „Anarchos“, die vorstaatliche Zeiten idealisieren) in die Zeit der Stämme oder des patriarchalen Despotismus zurück? Der Markt, die technische Entwicklung vermag sogar die Funktionen der Familie wieder zu stärken, indem sie der familiären Eigenwirtschaft neue Möglichkeiten erschließt. Man denke z. B. daran, was sich durch das „Heimwerken“, gestützt durch die erstaunliche Entwicklung unserer Baumärkte, die Entwicklung der Haushaltstechnik und das Ausmaß an Freizeit an neuen Wirtschaftsmöglichkeiten für die Familie erschließt (Habermann 1999). Hier ergänzen sich die familiäre Eigenwirtschaft und die Märkte als deren Zulieferer und „Diener“ der Haushalte auf das Beste!

II.   Eigentum und Familie als Gegner des sozialen Konstruktivismus

Nicht gleicherweise erfreulich für die Stabilität und die Anziehungskraft der Familie ist indessen das, was unter dem Titel ‚Familienpolitik’ in Deutschland (und anderen westeuropäischen Ländern) vor sich geht, zumal sie mit direktem und indirektem Zwang verbunden ist. Die Institution der ‚Familie’ befindet sich seit langem in Konkurrenz zu dem Anspruch des Staates, die Untertanen oder Bürger einzeln an sich zu binden, zu homogenisieren und hierbei jede Konkurrenz auszuschließen. Die Familie war und ist Konkurrent im Anspruch an Loyalität und Gehorsam, sie ist eine Quelle der Ungleichheit und eines kollektiven „Privategoismus“, weswegen sie schon Platon zumindest für die Herrschaftselite abschaffen wollte. Auf Platons Spuren geht insoweit auch der moderne soziale Konstruktivismus, speziell der marxistische Sozialismus (Engels 1884/1984; Bebel 1895/1964). Es ist ein Kompliment an die ethische Überlegenheit und Faszinationskraft der Familie, dass er versucht, das, was diese Gemeinschaft an „sozialer Wärme“, Liebe und gegenseitiger Hilfe bietet und sie so faszinierend und anziehend macht (hierzu besonders das genannte „Kompendium“ 2006), auf die Ebene sich gegenseitig unbekannter Millionen Menschen einer anonymen „Großgesellschaft“ zu erstrecken (Hayek 2003; Popper 1973). Das Experiment mit dieser erweiterten Familienethik ist indessen gescheitert. Der Versuch, die Familie vollständig aufzulösen, wurde aufgegeben (russischer „Kriegskommunismus“ 1917-1921, chinesische „Kulturrevolution“ <Schafarewitsch 1980, Feldmann 1997>). In geschwächter und beaufsichtigter Form musste die Familie schließlich auch im sozialistischen System geduldet werden.

Unser moderner Wohlfahrtsstaat mit dem Anspruch der möglichst gleichen Lebenschancen für alle („soziale Gerechtigkeit“) führt den egalitär-atomistischen Sozialismus weiter, nicht in dessen gewaltsamen Methoden, wohl aber in den letzten Idealen und Zielen (von Hayek 2003, pp. 345 ff.). Dies betrifft nicht nur eine skeptische Einstellung gegen das Privateigentum, sondern ebenso gegen die Autonomie der Familie. Die ‚Familienpolitik’ in ihren Varianten und begleitenden Maßnahmen ist Ausdruck dieser Bestrebung, die Familie weitgehend durch künstliche Organisationen zu ersetzen, wobei sie von einem egalitären ‚Feminismus’ unterstützt wird, der ein bestimmtes, von männlichen Rollenmustern abgeleitetes Leitbild für alle Frauen verbindlich machen möchte (Meuster und Neusüss 2004; Kuby 2006, sehr kritisch: van Creveld 2003). Es geht bei allen familienpolitischen und angeblich kinderfreundlichen Maßnahmen des Wohlfahrtsstaates darum, diese „Urgemeinschaft“ in ihren Funktionen und ihrer hierarchischen Gliederung zu schwächen und von sich abhängig zu machen, so dass alle Bürger dem Staat in größtmöglicher Gleichheit gegenüberstehen. Am weitesten ist diese Politik in den skandinavischen Staaten gelangt, vor allem in Schweden (Gount und Nyström 2005), tendenziell auch in Frankreich und ebenso in Deutschland folgt die offizielle Familienpolitik immer mehr diesem Leitbild. Der prinzipielle Widerstand gegen diese Entwicklung ist hierzulande bisher eher schwach. Allenfalls einzelne Bischöfe der Katholischen Kirche sind mit kraftvollen Worten zu vernehmen, außerdem der Verein familie-ist-zukunft.de.
III.   Die erste Phase der Verstaatlichung der Familienfunktionen

Ein zentraler Einbruch in die Autonomie der Familie ist in vielen europäischen Staaten weniger der allgemeine elementare Bildungszwang, für den sich gute Argumente finden lassen, sondern der darüber hinausgehende Zwang, öffentliche Schulen zu vom Staat festgesetzten Konditionen und Inhalten in staatlich finanzierten und bereitgestellten Räumen zu besuchen: „Abnahmezwang für staatliche Bildungsgüter“, wie Arthur Woll (1992, pp. 275 ff.) dies nennt, überhaupt die Tendenz, Bildung als ein „öffentliches Gut“ zu reklamieren, über die Elementarbildung an Grundschulen hinaus. In Deutschland ist das Bildungs- und Ausbildungswesen entweder direkt staatlich oder doch in einem solchen Maße vom Staat reguliert, dass von „privater Autonomie“ in der Bestimmung der Bildungsinhalte und Bildungsformen nicht die Rede sein kann. Kollektive Privateinrichtungen sind genehmigungspflichtig, finanziell benachteiligt und eben gerade nur so geduldet (Klein 2007; Unternehmerinstitut der ASU 2002). Exklusiver Hausunterricht („Homeschooling“) ist in Deutschland im Unterschied zu den meisten westlichen, namentlich angelsächsischen Ländern nicht mehr erlaubt (Edel 2007) und wo Eltern – wie kürzlich in Baden-Württemberg – ihr ursprüngliches Erziehungs- und Bildungsrecht (vgl. Art. 6 des Grundgesetzes) gegen den staatlichen Monopolanspruch, der inzwischen bis in die Intimitäten der Sexualerziehung hineinreicht, reklamieren, wird selbst vor spektakulären Polizeiaktionen nicht zurückgeschreckt. 

Ein Einbruch von ähnlicher Tragweite war die Schaffung der Arbeiterversicherung durch Bismarck, die als ‚Sozialversicherung’ sich inzwischen (in Deutschland noch nicht vollständig) über alle Gesellschaftsschichten erstreckt und eine Zwangsvorsorge der Obrigkeit gegen alle ‚normalen’ Lebens- bzw. Einkommensrisiken darstellt. Die Kosten für diese „Enteignung“ ihrer Zuständigkeiten müssen die Enteigneten selber tragen. Sie sind bei einer Sozialabgabenlast von inzwischen über 40 Prozent in Deutschland zur Eigenvorsorge kaum mehr in der Lage: sind sie doch mit ihren eigenen Mitteln von staatlichen Versorgungseinrichtungen abhängig gemacht (Habermann 1997). Auch hierbei wurde wieder die ‚Familienethik’ auf die Großgesellschaft ausgedehnt. Man spricht vom nationalen ‚Generationenvertrag’, der doch nur eine pathetische Fiktion ist und allein in der gelebten Solidarität der konkreten Familie ein echtes Substrat finden kann. Diese Sicherung ist zudem mit dem folgenreichen Systemfehler des Umlageverfahrens verbunden, so dass nicht nur die Kapitalbildung verhindert oder beeinträchtigt wird, sondern, in ihrer deutschen Form, auch Kinderlose in den unverkürzten Genuß staatlicher Rentenleistungen kommen. Praktisch ist dies eine Art Prämie auf Kinderlosigkeit und konsumtiv orientierten Individualismus. Der Ertrag des Kollektivs der Kindergeneration wurde in dieser Weise „sozialisiert“, während die Finanzierung noch weitgehend eine Sache der ursprünglichen Familien blieb. Eine Halbheit, die durch „Familienpolitik“ nun nach und nach korrigiert wird. Inzwischen sind bereits ca. 50 Prozent der Familienkosten sozialisiert (Rosenschon 2006).

IV.   Der Typ bürgerlich-konservativer Familienpolitik: Sozialisierung der Kosten
Man kann in der in dieser Weise sozialisierenden Familienpolitik zwei Varianten unterscheiden. Die eine läßt sich als bürgerlich-konservativ charakterisieren. Es handelt sich hier um einen Komplex von Eingriffen, in denen die ‚Opportunitätskosten’ der Familie, die direkten Kinderkosten sozialisiert werden. Kinder werden als eine Art ‚öffentliches Gut’, als ein ‚Opfer’ für die Gemeinschaft der Nation dargestellt. Eltern avancieren hier in die Rolle von sozusagen staatlich bestellten ‚Reproduktionsagenten’ der politischen Gemeinschaft (Schüller 2002). Es soll den Familien eine Entschädigung für die zusätzlichen Ausgaben und für die entgangenen Einkommen, meist der Frau, zugewendet werden, und zwar zunehmend unabhängig vom Gesichtspunkt der ‚Bedürftigkeit’. Nicht als demütigender Gnadenakt für arme Familien, als mildtätige ‚Sozialhilfe’, sondern als durchsetzbarer Rechtsanspruch! Mit dieser Art Politik begann bekanntlich das Dritte Reich (Frerich 1996) und schon in den fünfziger Jahren, heftig kritisiert z. B. von Alexander von Rüstow (1963) oder Hans Willgerodt (1956), wurde von der Bundesrepublik diese Tradition weitergeführt. (‚Familienlastenausgleich’). Die immateriellen Vorteile einer Familie, die sich einer objektiven Bilanzierung entziehen, und auch ihre materiellen (Dienstleistungen der Kinder im fortgeschrittenen Alter), wurden dabei nicht betrachtet. Kinder sollen nichts kosten müssen, auch eine Einbuße an materiellem Lebensstandard soll denen, die Kinder haben, nicht zugemutet werden. Man möchte sozusagen den Kuchen essen und ihn gleichzeitig behalten! Zu diesem Komplex gehört das vielfältige Angebot von Kindergeldern, Erziehungsgeldern, neuerdings das Elterngeld, demnächst vielleicht ein ‚Betreuungsgeld’, früher das Baukindergeld, in einer Art Wettbewerb von Bund, Ländern und Gemeinden den Familien zugewendet. Hinzu kommt ein (zunehmend angegriffenes) Ehegattensplitting, dass das Haushaltseinkommen besonders in dem Fall begünstigt, dass ein Elternteil wenig oder gar nichts zusätzlich verdient, wenn es sich auf elterliche Funktionen konzentriert, also ebenfalls als materielle Familienförderung gedacht. Dahin gehört auch die sogenannte Erziehungsrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung und der sogenannte Erziehungsurlaub (teilweise) auf Betriebskosten. Familienpolitik dieser Art ist in dem Sinn konservativ, dass sie zwar die ökonomische und gewiß auch die psychologische Basis der Familie schwächt und ihre Solidarität aufbricht, jedoch im übrigen ihre traditionellen Funktionen zunächst nicht weiter antastet. Die Familie wird eben einfach auf Staatsbezahlung umgestellt!
V.   Die sozialistische Familienpolitik: Sozialisierung der Funktionen
In diesem Komplex von Maßnahmen geht es um die Ersetzung der familiären Urzuständigkeit des Betreuens und eigenverantwortlichen Bildens und Erziehens der Kinder durch kollektive Einrichtungen, die vom Staat bereitgestellt (Idealfall: mit ‚Rechtsanspruch’) und weitestgehend finanziert werden. Die elterlichen Funktionen werden auf staatliche bezahlte Funktionäre übertragen. So werden entsprechende Einrichtungen für Kleinstkinder (bald nach der Geburt), für Klein- und Schulkinder aufgebaut. Im Interesse der Gleichheit wird von den Anhängern dieser Politik ungern gesehen, dass sich die Eltern, namentlich die Mutter, weitestgehend selber um ihre Kinder kümmern, sondern diese Aufgaben werden auf professionelles Betreuungspersonal übertragen (natürliche Eltern gelten überdies erzieherisch als „Dilettanten“). Es soll damit – im Interesse der Geschlechterparität – auch erreicht werden, dass die Berufs- und Karrieremuster des Mannes, der bisher häufig für die Finanzierung der nicht berufstätigen Mutter und der Kinder zuständig war, auch der Frau unverkürzt erschlossen werden, mit dem Ziel möglichst paritätischer Besetzung auch aller beruflichen Leitungsfunktionen. Gewiß auch im Interesse des Finanzministers an zusätzlichen Einnahmen und im Interesse der Personalbedürfnisse der privaten Wirtschaft (der BDI unterstützt diese Art Familienpolitik), sollen zwei Hauptrollen der Frau miteinander verbunden werden („Vereinbarkeit von Familie und Beruf“). Nach den Auswirkungen dieser Kollektivierung auf das „Kindeswohl“ oder auf die Belastung der Mutter (vgl. dazu kritisch Radisch 2007; Herman 2006; Gaschke 2005) wird weiter nicht gefragt, bzw. mit schönfärberischen Studien und politischer Reklame darüber hinweggetäuscht. Es geht den Reformern namentlich auch darum, das traditionelle Ideal hausfraulichen Lebens zu diskreditieren (Niehuss 2004).

Als man – in Schweden und in der DDR – sah, dass dieses Ideal wegen unerwünschter Nebenwirkungen nicht in radikaler Form durchzuführen war, führte man übrigens in beiden Fällen (1973 bzw. 1980) ein ‚Elterngeld’ ein, das es der Mutter und im Idealfall auch dem Vater erlauben sollte, sich wenigstens für ein halbes oder maximal ein Jahr um die eigenen Kinder zu kümmern. Gleichwohl bringt es offenbar inzwischen mehr Prestige ein, sich als bezahlte ‚Tagesmutter’ oder staatliche Betreuungsperson um fremde Kinder zu kümmern als um die eigenen. Namentlich (abgesehen von der untergegangenen DDR) in Schweden kann man sehen, wie ein gut ausgebautes, kollektives, überwiegend staatlich finanziertes Kinderbetreuungsangebot aussieht: Hier werden die Kinder zu einem großen Teil in staatlichen Kitas, dann (ab einem Jahr) in staatlichen Vorschulen (der Kindergarten wurde abgeschafft), dann in Grundschulen mit angeschlossenen Freizeitheimen untergebracht. Für die Pflege kranker Kinder gibt es 120 bezahlte Pflegetage. Dies ist auch das Ideal eines sozialdemokratischen Egalitariers wie Karl Lauterbach (2007).
Ein liberaler schwedischer Kritiker bemerkte hierzu: „Wenn durch erhaltene Vergünstigungen die individuelle Verantwortung für das eigene Leben delegiert wird, schafft man damit eine neue Art Mensch – unreif, verantwortungslos und abhängig. Was der Wohlfahrtsstaat tatsächlich geschaffen hat, ist eine Bevölkerung von psychologischen und moralischen Kindern, wie Eltern, die ihre Kinder vor jedem Problem abschirmen, sie nie Verantwortung übernehmen, nie eigene Lösungswege finden lassen und damit ihre Kinder bedürftig, verwöhnt und immer fordernder werden lassen … Der Wohlfahrtsstaat hat die egoistischen Monster geschaffen, vor denen er uns zu schützen vorgibt – indem er Privilegien und Wohltaten auf ‚niemandes’ Kosten verteilt“ (Bylund 2007).
VI.   Weitere Daten zur Schwächung von Ehe und Familie

Begleitende Maßnahmen sind die Deinstitutionalisierung der Ehe als Rechtsgemeinschaft und ihre schließlich vollkommene „Privatisierung“ – auch hierin ist derzeit Schweden am weitesten gelangt. Dort sind alle Formen des familiären Zusammenlebens gleichgestellt: Ob „freie“ Ehegemeinschaft ohne Vertragsgrundlage, ob eine vertraglich vereinbarte Ehe und Familie – beides wird steuer- und transfermäßig gleichbehandelt. Fragmentarische Familien – „Alleinerziehende“ – werden, da sie das traditionelle Muster einer vollständigen Familie in Frage stellen, (wie inzwischen auch in Deutschland) gern gesehen und subventioniert. Es wird ihnen damit ein Anreiz genommen, in eine vertraglich gesicherte Lebensgemeinschaft mit einem Partner überzugehen (Bartholomew 2004, pp. 249 ff.). Nur der Vollständigkeit halber soll hier auch die Entkriminalisierung des ehelichen Vertragsbruchs und die zunehmende Toleranz gegenüber Geschlechtsverkehr von Minderjährigen erwähnt werden. Die Ehe verlor mit alldem das Monopol legitimen Geschlechtsverkehrs und damit einen wichtigen Anreiz zur dauerhaften Bindung für den Mann (Schwanitz 2003, p. 58). Sogar die professionelle Liebe der „Liebesarbeiterinnen“ wurde steuer- und sozialversicherungsrechtlich in Deutschland gleichgestellt, um sie sozusagen als weiterer Typus der Geschlechterbegegnung zu ‚normalisieren’ (Rasonyi 2007). Einen Höhepunkt findet diese auflösende und relativierende Entwicklung darin, auch homosexuelle Gemeinschaften (warum eigentlich nur mit einem Partner und warum nicht auch alle anderen innigen Gemeinschaften?) sogar verbal und rechtlich der Ehe gleichzustellen. So wundert es nicht, dass in Schweden Hochzeiten und Familienfeste immer seltener werden. Dass in Schweden (wie zunehmend auch in Deutschland, z. B. die sogenannte Hartz IV-Regelung) selber die gesetzliche Unterstützungserwartung von Kindern gegenüber ihren Eltern bzw. umgekehrt gemäß dem Subsidiaritätsprinzip aufgehoben ist, kann in dem Zusammenhang ebenfalls nicht überraschen. Es gibt eben nur noch den Staat auf der einen und die Individuen auf der anderen Seite (inkl. rein individueller Besteuerung!), der wichtigste „Corps intermédiaire“, die Familie, ist entscheidend geschwächt. Sogar die Forderung nach der Verankerung von selbständigen „Kindergrundrechten“ in der Verfassung ist zu hören. Man spricht in diesem Geiste auch von einer speziellen „Kinderarmut“. Nicht der familiäre Haushalt, sondern das aus der Hausgemeinschaft isolierte Kind wird als Adressat für staatliche Unterstützungsleistungen ausgemacht.

So überrascht es schließlich nicht mehr, dass Ehe und Familie nach Umfragen zunehmend nur als eine der möglichen, prinzipiell gleichwertigen Lebensoptionen gewertet werden. Muß man sich da noch wundern, dass der Wohlfahrtsstaat, der die Kapitalbildung verhindert, oder zumindest erschwert, in der Logik seiner Ideale schließlich auch die biologische Substanz einer Gesellschaft gefährdet? (Zu den Ursachen des Geburtenschwundes knapp und zutreffend Mirow, 1996, pp. 669 f.). In allen westlichen Wohlfahrtsstaaten wird die Reproduktion der Gesellschaft zu einem ernsten Problem, während dort, wo staatliche Familienpolitik nur ansatzweise oder gar nicht existiert, namentlich in den USA, und wo überdies auch noch starke religiöse Ideale die Familienbildung fördern, diese Entwicklung bisher nicht oder nicht in diesem Maße eingetreten ist (Blume 2007). Die bestürzend ähnliche Entwicklung der japanischen Gesellschaft lässt freilich einige Fragen offen.
VII.   Typ 3: Eine freiheitliche Familienpolitik

Im Großen und Ganzen lässt sich also sagen, dass sich parallel zu dieser geschilderten Familienpolitik und zweifellos in einem kausalen Zusammenhang damit, die Attraktivität der Familie psychologisch und materiell vermindert hat und die demographischen Reproduktionsdaten sich verschlechtern. Sollte man darum immer weiter in diese Richtung gehen, wie dies unsere forsche derzeitige Familienministerin anstrebt? Oder ist nicht vielmehr eine Rückkehr von diesem Weg geboten? „Weniger Staat“ sollte primär auch heißen: Weniger Familienpolitik (Unternehmerinstitut 2006). Es ist im Letzten ein Kampf der Werte und Ideale, der über die Weiterexistenz einer freiheitlichen Gesellschaft entscheidet, die von dieser Seite im Kern bedroht wird (eine alternative Meinung hierzu: Hondrich 2007). So muß eine soziale Aufwertung von Familie und Familienarbeit als eine Aufgabe der „gesellschaftlichen Kräfte“ am Anfang stehen, verbunden mit einer Rückgabe der Mittel und Verantwortlichkeiten an die Familie. Der demographische Schwund ist schließlich das Todesurteil für den Wohlfahrtsstaat, nicht nur für seine Familienpolitik, sondern auch für das Umlageverfahren und seine weit verzweigte „soziale Sicherung“. In den unvermeidlich bevorstehenden Umbrüchen könnte, durch die Logik der Dinge verstärkt, das liberale Konzept von „Familie“ darum wieder seine Stunde haben (Opaschowski 2004).

Aber es gibt keine Automatismen der Korrektur, die unabhängig sind vom individuellen Bemühen, diesen Ideen und Werten wieder zur Anerkennung zu verhelfen. Staatlich verordnen lässt sich „Familienfreundlichkeit“ nicht. Schon viel gewonnen wäre aber damit, wenn die Regierung aufhörte, bestimmte familienfeindliche Leitbilder zu fördern und finanziell zu unterstützen (Fabio 2005). Im Augenblick jedoch ist die Situation in Deutschland noch so, wie sie ein kritischer kirchlicher Beobachter in einem plastischen Bild beschrieb: „… gleicht die Entwicklung zur kinderlosen Gesellschaft einem Tsunami, demgegenüber man sich verhält wie ein ahnungsloser Tourist: das Wasser zieht sich zurück, die Menschen betrachten das eigenartige Phänomen vom Ufer aus und bleiben ruhig, obwohl die Flutwelle bereits am Horizont auftaucht. Einige fotografieren die heranstürzenden Schaumkronen in der Meinung, sie seien lediglich Zeugen eines seltenen Naturschauspiels, während sie längst um ihr Leben rennen müssten. Ebenso werden in leeren Kinderzimmern „Flutwellen“ von Problemen folgen, deren Tragweite möglicherweise so manche Voraussage übertreffen wird“ (Laun 2006).

Ist die Wiederherstellung der Selbständigkeit der Familie, die Erhöhung ihrer Anziehungskraft und Kräftigung ihrer Solidarität eine sozialromantische Ambition? Aber wer ist ein Romantiker? Ist es jemand, der, wie man sagt, das Rad der Geschichte zurückdrehen will? Ist dergleichen gemeint, so wird man entgegnen müssen, dass man sich damit einer gedankenlosen Phrase bedient, „weil vorausgesetzt wird, dass es erstens niemals in der Geschichte eine Revision selbst des Unhaltbaren und Törichten geben kann und zweitens dass es sie nicht geben darf“ (Röpke 1965). Resümee: Die beste Familienpolitik wäre es, die Familie in Ruhe zu lassen und keine Politik dieser Art schwächender Patronage zu betreiben. Auch entschiedenste Liberale sollten sich klar machen, dass der Fortbestand „freier“ Gesellschaften nur gesichert ist, wenn auch der individuelle Wille fortbesteht, empfangenes Leben weiterzugeben. Freilich steht es gleichwohl jedem frei, die Fortexistenz seiner nationalen Gemeinschaft oder seines Kulturkreises nicht als „Wert“ zu empfinden und sich darauf zu konzentrieren, nach der Maxime Max Stirners („Mir geht nichts über mich“) nur die eigene Person für den engeren Zeithorizont ihrer Existenz ganz auszukosten.
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Zusammenfassung

Der Aufsatz geht aus von der traditionellen Rivalität zwischen staatlichem Herrschaftsanspruch und dem Eigenrecht und der Autonomie der Familie. Der soziale Konstruktivismus (Sozialismus) sucht die Familie durch das Angebot von Staatsleistungen oder öffentlichen Gütern aus egalitären Gründen möglichst vollständig zu ersetzen. Zwar geht der deutsche Wohlfahrtsstaat bisher nicht so weit, aber er zeigt ebenfalls die Tendenz, die ökonomische Unabhängigkeit und das Eigenrecht der Familie zurückzudrängen und wenigstens ihre Finanzierung, aber vermehrt auch ihre Funktionen durch z. B. staatlich finanzierte Betreuungseinrichtungen zu übernehmen. Dies ist im besonderen das Ziel der ‚Familienpolitik’, die eine bürgerlich-konservative und eine sozialistische Variante hat, aber in beiden Versionen die Familie entsolidarisiert und schwächt. Der Autor plädiert für eine liberale Enthaltsamkeit des Staates gegenüber der Familie, der am meisten gedient ist, wenn der Staat ihr Eigentum und Verantwortung belässt bzw. zurückgibt, so wenig man den Einzelnen auch dazu zwingen kann und darf, das erhaltene Leben weiterzugeben..
Summary
The essay is based on the traditional rivalry between the state claim to sovereignty and the private rights and autonomy of the family. Social constructivism (socialism) seeks essentially to replace the family through the offer of state benefits or public goods. The German welfare state is not this extensive to date, but it does demonstrate a tendency to repress the economic independence and private rights of the family and to assume its function, for example, through state financed support systems. This is in particular the objective of ‘Family Politics’, which manifests itself as bourgeois-conservative or socialist in nature, but in both cases dissipates solidarity and weakens the family. The author appeals – as the third type – for liberal restraint of the state on the matter of the family, which is best served when the state allows it to keep – or returns – its property and responsibility.
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